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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des § 218 des Strafgesetzbuches 

(Gesetzentwurf der Abgeordneten Dr. de With, Frau 
Dr. Timm, Brandt [Grolsheim], Krockert, Frau Renger, 
Kleinert, Frau Funcke, Frau Dr. Diemer-Nicolaus, 
Grüner und Genossen) 


A. Zielsetzung 

Der Entwurf strebt einen wirksamen Schutz für das werdende 
Leben an, der mit den geltenden strafrechtlichen Bestimmun- 
gen nicht mehr gewährleistet ist. Es ist das Ziel, kriminelle 
Aborte zu senken und auf die Dauer die Zahl der Aborte über- 
haupt einzudämmen. 


B. Lösung 

Der Entwurf sieht für den Schwangerschaftsabbruch Straffrei- 
heit vor, wenn dieser zwischen dem 14. Tag und dem Ende 
des dritten Monats nach der Empfängnis mit Einwilligung der 
Schwangeren nach ärztlicher Beratung von einem Arzt vor- 
genommen wird (sog. Fristenmodell). Nach diesem Zeitpunkt 
ist der Abbruch der Schwangerschaft nur straffrei, wenn die 
Voraussetzungen einer medizinischen oder kindlichen Indika- 
tion vorliegen. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Antrag 

der Abgeordneten Dr. de With, Frau Dr. Timm, Brandt 
(Grolsheim), Krockert, Frau Renger, Kleinert, Frau Funcke, 
Frau Dr. Diemer-Nicolaus, Grüner und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Strafgesetzbuches 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Strafgesetzbuches 

Der § 218 des Strafgesetzbuches wird durch fol- 
gende Vorschriften ersetzt: 

»§ 218 

(1) Wer in der Zeit zwischen dem 14. Tag und 
dem Ende des dritten Monats nach der Empfängnis 
die Schwangerschaft abbricht, wird mit Freiheits- 
strafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe be- 
straft, es sei denn, daß der Schwangerschaftsabbruch 
mit Einwilligung der Schwangeren nach ärztlicher 
Beratung von einem Arzt vorgenommen wird. 

(2) Begeht die Schwangere die Tat, kann das 
Gericht von Strafe absehen, wenn sie in besonderer 
Bedrängnis gehandelt hat. 

(3) Der Versuch ist strafbar. Die Schwangere wird 
nicht wegen Versuchs bestraft. 


§ 218 a 

(1) Wer später als drei Monate nach der Emp- 
fängnis die Schwangerschaft abbricht, wird mit Frei- 
heitsstrafe bis zu drei Jahren bestraft, es sei denn, 
daß der Schwangerschaftsabbruch mit Einwilligung 
der Schwangeren von einem Arzt vorgenommen 
wird und 

1. der Abbruch nach den Erkenntnissen und Erfah- 
rungen der medizinischen Wissenschaft ange- 
zeigt ist, um ernste Gefahr für Leben oder Ge- 
sundheit der Schwangeren abzuwehren, oder 

2. dringende Gründe für die Annahme sprechen, 
daß das Kind geistig oder körperlich schwer ge- 
schädigt sein würde und seit der Empfängnis 
nicht mehr als 22 Wochen verstrichen sind. 

Die Voraussetzungen zu Nummern 1 und 2 müssen 
durch eine ärztliche Gutachterstelle festgestellt sein. 

(2) Begeht die Schwangere die Tat, kann das 
Gericht von Strafe absehen, wenn sie in besonderer 
Bedrängnis gehandelt hat. 

(3) Der Versuch ist strafbar. Die Schwangere wird 
nicht wegen Versuchs bestraft. 
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§ 218b 

(1) Wer an einer Schwangeren die Schwanger- 
schaft gegen deren Willen oder ohne Arzt zu sein 
abbricht, wird mit Freiheitsstrafe nicht unter einem 
Jahr bestraft, in minder schweren Fällen nicht unter 
sechs Monaten. 

(2) Der Versuch ist strafbar." 


Artikel 2 

Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 


Bonn, den 9. Februar 1972 
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Frau Renger 
Anbuhl 
Biermann 
Frau von Bothmer 
Frau Eilers 
Gnädinger 
Grobecker 

Haase (Kellinghusen) 
Dr, Hauff 
Frau Lauterbach 
Dr. Meinecke (Hamburg) 
Möhring 

Müller (Nordenham) 


Frau Dr. Orth 
Dr. Schäfer (Tübingen) 
Frau Schanzenbach 
Frau Schimschok 
Schirmer 
Schlaga 
Frau Schlei 
Dr. Schmude 
Frau Seppi 
Dr. Slotta 
Suck 
Tönjes 
Dr. Wiehert 
Würtz 

Kleinert 
Frau Funcke 

Frau Dr. Diemer-Nicolaus 


Grüner 

Dr. Achenbach 
Borm 
Geldner 
Graaff 
Jung 
Kirst 
Krall 

Freiherr von Kühlmann-Stumm 
Logemann 
Mertes 
Mischnick 
Moersch 
Ollesch 

Peters (Poppenbüll) 
Spitzmüller 
Wurbs 


2 



Deutsctier Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3137 


Begründung 


Vorwort 

Jeder Abbruch der Schwangerschaft wirft ernste 
Probleme auf: Er beendet werdendes menschliches 
Leben. Er ist ein Eingriff in die körperliche und 
seelische Integrität der Frau. Er stellt den Arzt vor 
eine schwerwiegende Entscheidung. 

Staat und Gesellschaft haben daher darauf hinzu- 
wirken, daß Sdiwangerschaftsabbrüche möglichst 
unterbleiben. Der Entwurf geht davon aus, daß die- 
ses Ziel mit den Mitteln des Strafrechts am ehesten 
mit den oben aufgeführten Bestimmungen nach 
dem Modell einer sogenannten Fristenregelung er- 
reicht werden kann. 

1. Allgemeines 

Die Reform des § 218 des derzeitigen Strafgesetz- 
buches kann für den angestrebten Zweck nicht das 
entscheidende oder wirksamste Mittel sein. Ein- 
facher, wirksamer und humaner als das Strafrecht 
sind andere Maßnahmen. Wichtiger ist, dafür Sorge 
zu tragen, daß jedermann die Möglichkeit erhält, 
den Eintritt der Schwangerschaft in freier Selbst- 
bestimmung verhindern zu können. Das heißt, eine 
rechtzeitige und umfassende Sexualaufklärung, der 
jedem mögliche Zugang zu Verhütungsmitteln, ins- 
besondere zu dem heute wirksamsten Verhütungs- 
mittel - — den Ovulationshemmern — , müssen ge- 
währleistet werden. 

Es sind ferner alle Anstrengungen zu unternehmen, 
die geeignet sind, die Furcht vor der Schwanger- 
schaft zu verringern: Bessere Betreuung während 
der Schwangerschaft, zureichende wirtschaftliche 
Absicherung im Falle der Geburt, Chancengleich- 
heit für das Aufwachsen eines jeden und der Abbau 
gesellschaftlicher Vorurteile gegenüber nichtehe- 
lichen, außerehelichen und adoptierten Kindern. 

Gleichwohl bedürfen die bisherigen Strafbestim- 
mungen beschleunigt der Reform: Einmal werden 
wirklich ausreichende Auswirkungen der erwähn- 
ten anderen Maßnahmen bei aller Anstrengung noch 
geraume Zeit auf sich warten lassen. Die Abtrei- 
bungsbestimmungen — insbesondere nach der aus- 
führlichen Diskussion in der Öffentlichkeit — kön- 
nen dagegen verhältnismäßig rasch geändert wer- 
den. Zum anderen vermag allein eine Reform der 
Abtreibungsstrafbestimmungen vielen Frauen und 
Ärzten in ihrer Not zu helfen und viele vor der 
Illegalität zu bewahren. Letztlich wird darüber hin- 
aus erwartet, daß diese Reform verstärkt Anstöße 
zur Verwirklichung der aufgeführten gesellschafts- 
politischen Maßnahmen gibt. 

II. Ziele und Absichten 

Die vorgeschlagenen Bestimmungen gehen von fol- 
genden Voraussetzungen aus: 


1. Werdendes Leben ist grundsätzlich geborenem 
gleich zu achten. 

2. Wegen des untrennbaren Zusammenhangs des 
werdenden Lebens mit dem der Mutter ist es 
gerechtfertigt und notwendig, die Verantwor- 
tung der Mutter mehr als bisher einzubeziehen 
und deshalb den strafrechtlichen Schutz für das 
werdende Leben anders zu gestalten als für das 
geborene. 

3. Strafrechtliche Maßnahmen sollen erst von einem 
Zeitpunkt an beginnen, zu dem die vollendete 
Einnistung des befruchteten Eies in die Gebär- 
mutterschleimhaut unterstellt werden kann. Da- 
durch wäre die Anwendung von Nidationshem- 
mern, z. B. der „Pille danach'" und der „Spirale", 
keine strafbare Handlung. 

4. Es sollte die Möglichkeit einer ärztlichen Bera- 
tung geschaffen werden, die die Schwangere 
auch anzunehmen bereit ist. 

5. In der Bundesrepublik werden nach seriösen 
Schätzungen jährlich zwischen 80000 und 300000 
Abtreibungen vorgenommen. Es kommt aber nur 
zu etwa 300 Verurteilungen pro Jahr. Die Rich- 
ter berücksichtigen dieses grobe Mißverhältnis 
bereits, indem sie meist nur Geldstrafen oder 
Freiheitsstrafen mit Bewährung verhängen. Es 
sollte deshalb die Möglichkeit geschaffen wer- 
den, die Rate der kriminellen Aborte entschei- 
dend zu senken und auf die Dauer — im Zu- 
sammenwirken mit anderen Maßnahmen — die 
Zahl der Aborte überhaupt einzudämmen. 

6. Es sollte die Möglichkeit geschaffen werden, 
allen Frauen den gleichen Zugang zur Vornahme 
eines legalen und damit vom fachlich vorgebil- 
deten Arzt vorgenommenen Schwangerschafts- 
abbruchs zu eröffnen. 

7. Kein Arzt sollte zu einem Schwangerschafts- 
abbruch gezwungen werden können. 

Danach wendet sich die vorgeschlagene Fristen- 
regelung sowohl gegen die Beibehaltung der der- 
zeitigen Rechtswirklichkeit — totales Verbot des 
Schwangerschaftsabbruches, es sei denn der Fall 
der klassischen medizinischen Indikation läge vor — - 
als auch gegen die Freigabe der Strafbarkeit des 
Abbruchs der Schwangerschaft. Als Weg zur Ver- 
wirklichung der genannten Grundsätze erscheinen 
vielmehr auf den ersten Blick zwei Möglichkeiten, 
das Indikationenmodell und das Fristenmodell, 
allein geeignet. Dabei ist die Eignung nicht daran 
zu messen, mit welcher Lückenlosigkeit der straf- 
rechtliche Schutz verbal formuliert ist, sondern 
daran, was die Bestimmungen in der Wirklichkeit 
des täglichen Lebens auszurichten in der Lage sind. 
Verfassungsrechtlich gangbar sind beide Wege. 
Auch der des vor geschlagenen Fristenmodells. Denn 
weder die Verfassung noch eine andere Rechts- 
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bestimmung verlangen, daß die angestrebten Ziele : 
notwendig mit durchgängigen Strafvorschriften er- j 
zwungen werden müßten. Das Grundgesetz verlangt | 
nur in einem Fall (im Fall des Artikels 26) die | 
Schaffung einer Strafvorschrift zu dem angestrebten ! 
Zweck. Diese Bestimmung aber betrifft einen ande- 
ren Gegenstand. 

III. Vorteile des Fristenmodells j 

Das vorgeschlagene Fristenmodell bietet gegenüber 
jedem Indikationenmodell folgende Vorteile: 

1. Die Entscheidung über Fortsetzung oder Abbruch 
der Schwangerschaft kann der Frau in keinem 
Fall genommen werden, überdies ist die Ge- 
währleistung des Schutzes werdenden Lebens 
vornehmlich gebunden an die inneren und äuße- 
ren Möglichkeiten der schwangeren Frau, die 
am ehesten sie selbst beurteilen kann. Diese 
Erkenntnis wird durch die Erfahrung mit dem 
geltenden Recht gestützt: Die hohe Zahl der Ab- 
treibungen zeigt, daß es nicht möglich ist, die 
schwangere Frau in ausreichendem Maß durch 
bloße Strafandrohung zu bewegen, die Schwan- 
gerschaft fortzusetzen und die Verantwortung 
für das zu erwartende Kind zu übernehmen, 
wenn sie es nicht will. Darum ist die Einbezie- 
hung der verantwortlichen Entscheidung der 
Frau durch eine diese Verantwortung stärkende 
Zurücknahme der strafrechtlichen Bestimmungen 
im Interesse des Schutzes von werdendem Leben 
geboten. Allein die Fristenregelung wird diesen 
Ansprüchen gerecht. 

2. Nur durch eine sachgemäße Beratung, die bis- 
her am meisten gefehlt hat, kann die Möglich- 
keit erhofft werden, daß die Schwangere mehr 
als bisher eine positive Entscheidung für das 
werdende Leben in ihr fällt. Bei jedem Indika- 
tionenmodell ist die Frau vor dem Eingriff in 
hohem Maße von der Entscheidung anderer ab- 
hängig, sei es von einer aus mehreren Perso- 
nen zusammengesetzten Beraterstelle, einem 
offiziell bestallten Arzt oder — im günstigsten 
Fall — dem Arzt ihres Vertrauens. Sie ist nie 
gewiß, ob sie nicht eine Ablehnung erfährt und 
damit ihr Begehren als illegal bezeichnet wird. 
Der Schritt zur Beratung wird deshalb in sehr 
vielen Fällen nicht frei von der Furcht sein, eine 
Demütigung erfahren zu müssen. Muß sie eine 
Beraterstelle aufsuchen, wird für viele von ihnen 
der Schritt dorthin schon als „verräterisch" an- 
gesehen werden, weil sie sich als abgestempelt 
fühlen könnten. Damit besteht die Gefahr, daß 
in vielen Fällen die Schwangeren gar nicht erst 
zur ärztlichen Beratung gehen. Nach den vor- 
geschlagenen Bestimmungen aber kann die 
Schwangere ohne Scheu zum Arzt gehen. Auf 
dessen Ja oder Nein kommt es für die recht- 
liche Beurteilung nicht an. Sein Nein kann nicht 
mit dem Makel belastet sein, daß die Schwan- 
gere ein illegales Ansinnen gestellt habe. Der 
Schritt zum Arzt ihrer Wahl muß außerdem un- 
verdächtig erscheinen, weshalb die Vermutung 
begründet ist, daß die Schwangere diese Bera- 


tung eher annimmt als irgendeine andere durch 
eine Strafsanktion erzwungene. 

3. Wenn die Schwangere bis zum Ende des dritten 
Monats Zeit zur Überlegung hat, ist die Gefahr 
einer unbedachten oder gar panischen Handlung 
entscheidend verringert. Sie kann sich in aller 
Regel in Ruhe mit dem Arzt ihres Vertrauens 
beraten; beiden bleibt Zeit genug, das Für und 
Wider abzuwägen. 

4. Entscheidet sich die Schwangere für den Ab- 
bruch, kann und soll er nach dem Fristenmodell 
innerhalb der ersten drei Monate vorgenommen 
werden. In den ersten drei Monaten darf eine 
relativ geringere Gefährlichkeit unterstellt wer- 
den. Im übrigen nimmt nach den Erkenntnissen 
der medizinischen Wissenschaft die Gefährlich- 
keit beim Abbruch mit der Dauer der Schwanger- 
schaft zu. 

Etwa vom vierten Monat an wächst im allgemei- 
nen bei der Schwangeren das Gefühl für das 
Kind, so daß — falls die kritische Phase der 
ersten drei Monate mit Flilfe des Arztes über- 
wunden ist — die pychische Disposition zum 
Schwangerschaftsabbruch wesentlich geringer 
wird. Da diesem Umschlag auch eine allgemeine 
Rechtsüberzeugung entspricht, die die Spät- 
abtreibung verurteilt, auch wenn die Frühabtrei- 
bimg weitgehend als nicht kriminell angesehen 
wird, bietet die Fristenregelung nicht nur die 
Chance, den Eingriff in aller Regel in einem 
relativ ungefährlichen Zeitraum vornehmen zu 
lassen. Die Fristenregelung bietet auch die 
Chance, gesetztes Recht, Rechtsbewußtsein und 
Verhalten der Mehrheit in größere Übereinstim- 
mung zu bringen. 

5. Beim Indikationenmodell wird die Beschreibung 
und Abgrenzung der einzelnen Indikationen not- 
wendigerweise immer nur generell sein können. 
Dadurch bieten sie Raum und Anlaß für unter- 
schiedliche Auslegungen. Für alle Beteiligten 
entsteht damit die Gefahr der Rechtsunsicherheit. 
Darüber hinaus muß damit gerechnet werden, 
daß auf Grund solcher Unsicherheit die Straf- 
drohung im besonderen Maße Frauen aus sozial 
schwächeren Schichten trifft, während gleich- 
zeitig wohlhabenderen und sich gut auskennen- 
den Frauen Gelegenheit zur Umgehung oder 
mißbräuchlichen Ausnutzung gegeben wird. 

Die Fristenregelung dagegen, mit ihren klar und 
einfach ausgestalteten Bestimmungen, wirkt so- 
wohl der Rechtsunsicherheit als auch einer sozial 
bedingten Rechtsungleichheit entgegen. 

6. Keine Frau muß mehr — durch Strafbestimmun- 
gen veranlaßt — den Weg der Illegalität 
gehen. Die Zahl der illegalen Aborte mit all den 
schädlichen Nebenwirkungen für die Frau wird 
deswegen abnehmen. 

Das Fristenmodell gewährleistet wie kein an- 
deres die Möglichkeit der ärztlichen Beratung 
und hilft der Frau mehr als das Indikationen- 
modell aus Bedrängnis und Isolation — sie 
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kann ja selbst entscheiden und hat auch Zeit j 
hierfür. Ingesamt erscheint damit die Gewähr j 
gegeben, daß die Zahl der Aborte überhaupt auf j 
die lange Dauer gesehen jedenfalls nicht größer ! 
sein wird als bei einem Indikationenmodell. j 

7. Letztlich geht dieser Entwurf davon aus, daß 
in unserer Zeit ein Gesetz eher die Chance hat, 
akzeptiert zu werden, das — wenn auch in be- 
grenztem Rahmen — die Möglichkeit der freien 
Entscheidung für Frau und Arzt bietet als ein 
Gesetz, das die Schwangere zum Objekt einer 
fremden Entscheidung macht. 

IV. Die Ausgestaltung der Vorschriften 

Die Ausgestaltung der Strafrechtsbestimmungen soll 
kurz und verständlich sein. 

§ 218 regelt die Bestimmungen für die Zeit bis zum 
Ende des dritten Monats der Schwangerschaft. 

§ 218 a bringt die Strafbestimmungen für die Zeit 
danach. 

§ 218 b enthält die erschwerenden Umstände. 

Die §§ 218 und 218 a bringen eine durchgehende 
Strafandrohung vom 14. Tag nach der Empfängnis 
bis zur Geburt. 

Die §§ 218 und 218 a unterscheiden sich im Kern 
dadurch, daß die Ausnahmen von der Straf- 
androhung dem zugrunde liegenden Reformziel und 
den daraus gezogenen Schlußfolgerungen ent- 
sprechend unterschiedlich ausgestaltet sind. 

Zu § 218 

Durch die Formulierung „zwischen dem 14. Tag und 
dem Ende des dritten Monats" wird gewährleistet, 
daß die Verwendung von Nidationshemmern, wie 
z. B. der „Pille danach" und der „Spirale", keine 
strafbare Handlung ist. 

Die Begründung für die Dreimonatsgrenze kann den 
Ausführungen zu oben IN 1. ff. entnommen werden. 

Zwar wirft die Dreimonatsgrenze wegen häufig ge- 
gebener Datenunsicherheit gewisse Probleme auf. 
Die Feststellung wird nicht immer auf den Tag ge- 
nau möglich sein. Eine restriktive Handhabung der 
Vorschrift durch den Arzt wird jedoch alle Beteilig- 
ten veranlassen, im Rahmen des Rechts zu handeln. 
Im Hinblick auf die sonstigen Vorteile des Fristen- 
modells erscheint diese Schwierigkeit — auch die 
meisten Indikationenmodelle arbeiten mit Fristen — 
hinnehmbar. 

Für die Ausnahme vom gesetzlichen Tatbestand sind 
drei Bedingungen vorgeschrieben: Einwilligung, 
Beratung und Vornahme des Eingriffs lege artis. 
Letztere Bedingung ist durch die Anwendung des 
Begriffs Arzt sichergestellt. 

Die Bedingung, daß ein Abbruch nur mit ausdrück- 
licher Einwilligung der Frau vorgenommen werden 
darf, gewährleistet ihren Schutz gegenüber mög- 
lichen Nötigungen. 

An sich kann davon ausgegangen werden, daß bei 
Vornahme des Eingriffes durch einen fachlich vor- 


gebildeten Arzt stets eine Untersuchung der 
Schwangeren und eine Beratung vorangehen. Um 
jedoch sicher zu gewährleisten, daß eine Beratung 
vorangeht — auch um die Bedeutung dieses Vor- 
ganges zu unterstreichen — , wurde der Passus 
„nach ärztlicher Beratung" ausdrücklich erwähnt. 
Die Vorschrift läßt es dahingestellt, ob die Beratung 
und der Eingriff von ein und demselben Arzt oder 
von mehreren Ärzten vorgenommen wird. D. h. der 
Arzt der freien Wahl als Arzt des Vertrauens der 
Schwangeren kann — falls er fachlich vorgebildet 
ist — den Eingriff selbst vornehmen, er kann auch 
überweisen. Nach dem gewählten Text ist eine 
Beraterstelle, der ein Arzt angehört, nicht aus- 
geschlossen. 

Es sind Fälle denkbar, die die Schuld der Täterin 
gering erscheinen lassen, gleichwohl aber Befrei- 
ung von der Strafe wegen Fehlens eines Rechtferti- 
gungs- oder Schuldausschließungsgrundes nicht ge- 
währen. Deshalb erscheint es gerechtfertigt, mit Ab- 
satz 2 eine Vorschrift einzufügen, die in Fällen „be- 
sonderer Bedrängnis" das Absehen von Strafe er- 
laubt. 


Zu § 213 a 

Diese Vorschrift betont, daß der Eingriff nach drei 
Monaten als schwerwiegender anzusehen ist als 
vorher. Das drückt sich in drei zu § 218 unterschied- 
lichen Regelungen aus: 

a) Die Strafandrohung ist höher. 

b) § 218 a setzt zwar wie § 218 vor den Eingriff 
drei Bedingungen — Einwilligung, Beratung und 
Eingriff lege artis — . Die Ausgestaltung der Be- 
ratung ist hier jedoch entsprechend der nunmehr 
veränderten Situation von dem Votum von Gut- 
achten abhängig. 

c) Nur bei zwei durch Gutachter festgestellten im 
Tatbestand aufgeführten Sachverhalten ist der 
Eingriff straflos; der medizinischen und der 
kindlichen Indikation. 

Die Strafbarkeit im Falle der medizinischen In- 
dikation ist durch die Rechtsprechung bereits 
praktiziertes Recht. 

Die Übernahme der kindlichen Indikation in den 
Entwurf war die umstrittenste Frage. Der Über- 
nahme liegen folgende Erwägungen zugrunde: 

In vielen Fällen wird die Schwangere erst nach 
dem Ablauf von drei Monaten erfahren, daß ihr 
Kind geistig oder körperlich schwer geschädigt 
sein wird. Der hierdurch möglicherweise ausge- 
löste psychische Schock wird nur selten die An- 
nahme der medizinischen Indikation rechtferti- 
gen. Es gilt also, die Frage zu klären, ob es 
rechtens sein kann, eine Schwangere durch Straf- 
drohungen in diesen Fällen zum Austragen zu 
zwingen. 

Die Kenntnis einer Schwangeren, daß infolge eines 
schweren geistigen oder körperlichen Schadens des 
werdenden Lebens zu erwarten ist, daß ihr Kind von 
ihr oder der Umwelt nicht akzeptiert wird, kann eine 
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derart schwere Konfliktslage für die Schwangere 
erzeugen, daß sie sich bis zur Geburt an der Grenze 
des Erträglichen befindet. Ein Zwang zum Austra- 
gen gegen ihren Willen kann deshalb unmenschlich 
erscheinen. Unter diesen Umständen ist es vertret- 
bar, daß der Frau, falls die Gutachter das Vorlie- 
gen der kindlichen Indikation festgestellt haben, wie 
in den ersten drei Monaten so auch hier die Ent- 
scheidung über das Austragen überlassen wird. 

Die Begrenzung auf die 22-Wochenfrist reicht ein- 
mal aus, um dem Arzt die Feststellung der Indika- 
tion sicher zu ermöglichen. Zum anderen vermeidet 
sie, daß der Schwangerschaftsabbruch in diesem 
Falle in die Nähe der Tötung eines geborenen Kin- 
des gerät. 


Zu § 218 b 

§ 218 b wertet schwere Fälle des strafbaren Ab- 
bruches der Schwangerschaft zu Verbrechen auf. 

Der Eingriff gegen den Willen der Frau verletzt in 
weit höherem Maße deren Integrität als ein Eingriff 
mit bloßer fehlender Zustimmung. Das rechtfertigt 
die Einordnung eines solchen Handelns als Ver- 
brechen. 

Die Aufnahme dessen, der abbricht, ohne Arzt zu 
sein, will die Kurpfuscher treffen. 
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